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Wesentliche Änderungen 

Fassung vom 22.04.2020 

Kapitel 1.2 (Aussetzen der Vermögensprüfung [§ 67 Absatz 2 SGB II]): Aufnahme von Regelun-
gen zur Altersvorsorge sowie eines Beispiels zur Ermittlung der Erheblichkeitsgrenze 

Kapitel 1.4 (Vorübergehende Prüfungserleichterung bei Weiterbewilligungsanträgen [§ 67 Ab-
satz 5 SGB II]): Aufnahme einer Erläuterung zum Ausschluss von der automatisierten Weiterbe-
willigung 

Kapitel 2.4 (Liquiditätshilfen): Ergänzung von Berechnungsbeispielen 

Anlage: Aktualisierung der Übersicht der Liquiditätshilfen 

Fassung vom 01.04.2020 

• Neuerstellung aufgrund des Gesetzes für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung 
und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus 
SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket), BGBl. Jahrgang 2020 Teil I Nr. 14 Seite 575 ff. 
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Weisung zum Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer 
Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer 

Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozial-
schutz-Paket) 

(Loseblattsammlung) 

 

Die schnell zunehmende Verbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 hat spürbare Auswirkun-
gen auf Wirtschaft und Beschäftigung. Für einzelne Branchen führen die Maßnahmen zur Ver-
meidung von COVID-19 in Teilen zum erheblichen bis vollständigen Ausfall des  
Geschäftsbetriebs. Dies kann alle Erwerbstätigen betreffen, ist aber insbesondere für Kleinun-
ternehmer und sogenannte Solo-Selbständige in besonderem Ausmaß existenzbedrohend.  
 
Vor diesem Hintergrund ist sicherzustellen, dass alle hilfebedürftigen Personen, insbesondere 
aber Selbständige, Freiberufler und Arbeitnehmer, sofern ihnen Hilfebedürftigkeit droht, einen 
schnellen Zugang zu den Leistungen nach dem SGB II erhalten. Hierfür wird ein vereinfachter 
Antrag zur Verfügung gestellt (Anlage). 
 
Die nachfolgende Weisung hebt die Weisung vom 16.03.2020 auf und überführt die bisherigen 
Regelungen. Sie regelt ferner die Anwendung des mit dem „Gesetz für den erleichterten Zu-
gang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister auf-
grund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket)“ eingeführten § 67 SGB II und trifft 
weitere Regelungen für die gE im Zusammenhang mit den Maßnahmen zur Eindämmung des 
Coronavirus. Sie bündelt die leistungs- und verfahrensrechtlichen Regelungen für die gE. Künf-
tige weitere erforderlich werdende Hinweise und Weisungen werden jeweils eingearbeitet  
werden. 
 
 
 
Hinweis: Die Veröffentlichung dieser Weisung erfolgt in Form einer sogenannten Loseblatt-
sammlung, da mit (auch kurzfristigen) Änderungen zu rechnen ist. Deshalb sind bei Aktualisie-
rungen nur die jeweils davon betroffenen Kapitel auszutauschen. Die Seitenzahlen der Gliede-
rung beziehen sich auf die jeweiligen Kapitel. 

 
 
   

https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Weisung/200316_COVID19_GR1_Weisung_Sicherstellung_Leistungserbringung_in_den_gE_PAL29_20.aspx
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1. Gesetzesänderungen 
Das Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur Absi-
cherung sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket) fügt 
die Vorschrift des § 67 SGB II ein:  

 

§ 67 

Vereinfachtes Verfahren für den Zugang zu sozialer Sicherung aufgrund des Coronavi-
rus SARS-CoV-2; Verordnungsermächtigung 

(1) Leistungen für Bewilligungszeiträume, die in der Zeit vom 1. März 2020 bis zum 30. 
Juni 2020 beginnen, werden nach Maßgabe der Absätze 2 bis 4 erbracht. 

(2) Abweichend von den §§ 9, 12 und 19 Absatz 3 wird Vermögen für die Dauer von 
sechs Monaten nicht berücksichtigt. Satz 1 gilt nicht, wenn das Vermögen erheblich ist; 
es wird vermutet, dass kein erhebliches Vermögen vorhanden ist, wenn die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller dies im Antrag erklärt. 

(3) § 22 Absatz 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die tatsächlichen Aufwen-
dungen für Unterkunft und Heizung für die Dauer von sechs Monaten als angemessen 
gelten. Nach Ablauf des Zeitraums nach Satz 1 ist § 22 Absatz 1 Satz 3 mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass der Zeitraum nach Satz 1 nicht auf die in § 22 Absatz 1 Satz 3 
genannte Frist anzurechnen ist. Satz 1 gilt nicht in den Fällen, in denen im vorange-
gangenen Bewilligungszeitraum die angemessenen und nicht die tatsächlichen Auf-
wendungen als Bedarf anerkannt wurden. 

(4) Sofern über die Leistungen nach § 41a Absatz 1 Satz 1 vorläufig zu entscheiden ist, 
ist über den Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts abweichend 
von § 41 Absatz 3 Satz 1 und 2 für sechs Monate zu entscheiden. In den Fällen des 
Satzes 1 entscheiden die Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende abweichend 
von § 41a Absatz 3 nur auf Antrag abschließend über den monatlichen Leistungsan-
spruch. 

(5) Für Leistungen nach diesem Buch, deren Bewilligungszeitraum in der Zeit vom 31. 
März 2020 bis vor dem 31. August 2020 endet, ist für deren Weiterbewilligung abwei-
chend von § 37 kein erneuter Antrag erforderlich. Der zuletzt gestellte Antrag gilt inso-
weit einmalig für einen weiteren Bewilligungszeitraum fort. Die Leistungen werden un-
ter Annahme unveränderter Verhältnisse für zwölf Monate weiterbewilligt. Soweit be-
reits die vorausgegangene Bewilligung nach § 41a vorläufig erfolgte, ergeht abwei-
chend von Satz 3 auch die Weiterbewilligungsentscheidung nach § 41a aus demselben 
Grund für sechs Monate vorläufig. § 60 des Ersten Buches sowie die §§ 45, 48 und 50 
des Zehnten Buches bleiben unberührt. 

(6) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates den in Absatz 1 genannten Zeitraum längstens bis zum 31. Dezem-
ber 2020 zu verlängern. 

https://www.bmas.de/DE/Service/Gesetze/sozialschutz-paket.html
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Hierzu ergehen folgende Fachliche Weisungen: 

  

1.1 Zeitlicher Geltungsbereich (§ 67 Absatz 1 SGB II) 
(1) Das Sozialschutz-Paket trat am 28. März 2020 in Kraft. 

(2) § 67 Absatz 1 SGB II legt fest, dass für Bewilligungszeiträume, die in der Zeit vom 01. März 
2020 bis 30. Juni 2020 beginnen, Leistungen des SGB II teilweise abweichend von den beste-
henden Vorschriften gewährt werden. Für Erstanträge steht ein vereinfachter Antrag zur Verfü-
gung, der die Regelungen des § 67 Absatz 2 bis 4 SGB II berücksichtigt. 
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1.2 Aussetzen der Vermögensprüfung (§ 67 Absatz 2 SGB II) 
(1) Nach § 67 Absatz 2 SGB II wird Vermögen (siehe FW § 12) für die Dauer von sechs Mona-
ten nicht berücksichtigt. Die Aussetzung der Vermögensprüfung gilt für jeweils die ersten sechs 
Monate von Bewilligungszeiträumen, die in der Zeit vom 1. März bis zum 30. Juni 2020 begin-
nen. Maßgeblich für die Berechnung der Sechsmonatsfrist ist der Beginn des jeweiligen Bewilli-
gungszeitraums. Dies gilt sowohl für Erst- als auch für Weiterbewilligungsanträge. Bei Weiterbe-
willigungsanträgen ist zusätzlich § 67 Absatz 5 SGB II zu beachten. 

(2) Die Aussetzung der Vermögensprüfung gilt nicht, wenn das Vermögen erheblich ist. Es wird 
vermutet, dass kein erhebliches Vermögen vorhanden ist, wenn dies im Antrag (siehe Anlage) 
erklärt ist. Diese Vermutung ist allerdings widerlegbar.  

(3) Liegen eindeutige Indizien vor, die auf erhebliches Vermögen schließen lassen, ist zu prü-
fen, ob die Antragsteller*innen entgegen ihrer Erklärung im Antrag doch über erhebliches Ver-
mögen verfügen. Geben Antragsteller*innen eine solche Erklärung fälschlicherweise ab, kann 
die Bewilligung ggf. nach § 45 SGB X aufgehoben werden, soweit sie zu Unrecht erfolgt ist. 

(4) Vermögen ist erheblich, wenn in Anlehnung an das Wohngeldgesetz (WoGG) eine Inan-
spruchnahme von Wohngeld bei vorhandenem erheblichem Vermögen missbräuchlich wäre 
(vgl. Ausschlussgrund nach § 21 Nr. 3 WoGG). Die Höhe, wann es sich um erhebliches Vermö-
gen handelt, ist in den weiteren Verwaltungsvorschriften zum § 21 WoGG (dort Nr. 21.37) gere-
gelt.  

(5) Danach gilt beim Wohngeld eine Höchstgrenze (kein Freibetrag, sondern Ausschlussgrund) 
für verwertbares Vermögen bei 

• 60.000 Euro für das erste zu berücksichtigende Haushaltsmitglied und 

• 30.000 Euro für jedes weitere zu berücksichtigende Haushaltsmitglied. 

Hierzu gehören nur Vermögensgegenstände, die sofort verwertbar sind, also insbesondere Bar-
mittel und sonstige liquide Mittel. Somit ist beispielsweise selbstgenutztes Wohneigentum – un-
abhängig davon, ob es die Voraussetzungen des § 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 SGB II erfüllt 
– regelmäßig nicht umfasst. Vermögen, das der Altersvorsorge dient (insbesondere Kapitalle-
bensversicherungen und Kapitalrentenversicherungen), ist unabhängig von seinem Wert eben-
falls kein erhebliches Vermögen. 

Für die Bewertung, ob erhebliches Vermögen vorliegt, ist - ebenfalls in Anlehnung an das 
Wohngeldgesetz - die Summe der „Erheblichkeitsgrenzen“ für alle Mitglieder der Bedarfsge-
meinschaft zu bilden und dann dem Wert aller in Betracht zu ziehenden Vermögensgegen-
stände der Bedarfsgemeinschaft gegenüberzustellen. Insofern handelt es sich nicht um eine in-
dividuelle Prüfung, die für jede Person einzeln durchzuführen wäre. 

Beispiel: Die A lebt mit ihrem Ehemann B und dem gemeinsamen Kleinkind C in einer Bedarfs-
gemeinschaft. „Erheblich“ wäre ein Vermögen von 120.000 Euro (60.000 Euro für A zzgl. jeweils 
30.000 Euro für B und C). 

https://www.baintranet.de/001/007/Seiten/SGB-II-Hinweise.aspx
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(6) Liegt erhebliches Vermögen vor, ist zu prüfen, inwieweit das Vermögen zu berücksichtigen 
ist. Dabei gelten die allgemeinen Regeln (insbesondere § 12 Absatz 2 bis 4 SGB II), darunter 
auch die allgemeine Härteklausel des § 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 SGB II. 

(7) Die temporäre Aussetzung der Vermögensprüfung ist vorgesehen für Bewilligungszeit-
räume, die in der Zeit vom 01. März 2020 bis 30. Juni 2020 beginnen (§ 67 Absatz 1 SGB II). 
Für die Zeit nach Ablauf der sechs Monate findet ggf. eine Vermögensprüfung nach den allge-
meinen Vorschriften (insbesondere § 12 Absatz 2 und 3 SGB II) statt. Insoweit wird empfohlen, 
Bewilligungszeiträume auch bei sofortiger abschließender Entscheidung auf sechs Monate zu 
verkürzen (siehe unten) oder ggf. vorläufig zu entscheiden (§ 41a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
SGB II). 

(8) Sofern sich bei der nach dem Bewilligungszeitraum, für den die erleichterten Bedingungen 
galten, wieder durchzuführenden Vermögensprüfung herausstellt, dass die Antragsteller*innen 
über anspruchsausschließendes Vermögen verfügen, dessen sofortige Verwertung ihnen aber 
nicht möglich oder nicht zumutbar ist, werden ihnen Leistungen für Folgezeiträume als Darlehen 
gewährt (§§ 9 Absatz 4, 24 Absatz 5 SGB II). Die Antragsteller*innen dürfen insoweit grundsätz-
lich auch nicht darauf verwiesen werden, eine sofortige Verwertung sei ihnen möglich, wenn sie 
schon während des sechsmonatigen Zeitraums nach § 67 Absatz 2 Satz 1 SGB II entspre-
chende  
Veranlassungen getroffen hätten. Die Antragsteller*innen sind während dieser sechs Monate 
weder verpflichtet, ihr Vermögen zu verwerten, noch müssen sie entsprechende Vorbereitungen 
dazu treffen. Andernfalls würde der Schutzzweck des § 67 Absatz 2 SGB II unterlaufen. 

(9) Es wird geprüft, ob die Anforderung der Unterlagen für die nach diesem Zeitraum durchzu-
führende Vermögensprüfung technisch unterstützt werden kann. Hierzu erfolgt noch eine  
gesonderte Information. 

(10) Nach Ablauf des Sechsmonatszeitraums erfolgt keine rückwirkende Prüfung des Vermö-
gens, es sei denn, die Voraussetzungen der §§ 45, 48 SGB X liegen vor.  

(11) Für den Sechsmonatszeitraum sind Angaben zum Vermögen nur zu erheben, wenn die  
Erklärung nach Absatz 2 nicht abgegeben worden ist oder die Vermutung aus anderen Gründen 
nicht besteht (z. B. Vorliegen eindeutiger Indizien, die auf erhebliches Vermögen schließen  
lassen). 

(12) Insbesondere bei Erstanträgen kommt regelmäßig eine Verkürzung des Bewilligungszeit-
raumes (nach § 41 Absatz 3 Satz 1 SGB II) auf sechs Monate in Betracht, wenn Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass die Antragsteller*innen über Vermögen verfügen, das nach Ablauf der 
sechs Monate zu berücksichtigen wäre. Denn für die Zeit nach Ablauf der sechs Monate ist Ver-
mögen – selbst wenn es nicht erheblich sein sollte – zu prüfen und ggf. zu berücksichtigen.  

(13) Sofern die Leistungen im vorangegangenen Bewilligungszeitraum als Darlehen bewilligt 
wurden, weil die Leistungsberechtigten zwar über Vermögen verfügen, dessen sofortige Ver-
wertung ihnen aber nicht möglich oder nicht zumutbar war (§§ 9 Absatz 4, 24 Absatz 5 SGB II), 
bleibt das Vermögen – sofern es nicht erheblich ist – im Weiterbewilligungszeitraum für die 
Dauer der sechs Monate gänzlich unberücksichtigt. Die Leistungen sind für die Dauer der sechs 
Monate also nicht als Darlehen, sondern als Zuschuss zu erbringen. Nach Ablauf der sechs  
Monate sind die Leistungen ggf. wieder als Darlehen zu gewähren.  
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1.3 Vorläufige Entscheidung (§ 67 Absatz 4 SGB II) 
(1) Die Regelung gilt für alle Fälle einer vorläufigen Entscheidung. Abweichend geregelt werden 
die Dauer des Bewilligungszeitraums und das Erfordernis einer abschließenden Entscheidung 
nach Ablauf des Bewilligungszeitraums. 

(2) Die Regelung zielt insbesondere auf Anträge von selbständig tätigen Personen, z. B. Klein-
unternehmer*innen und sogenannten Solo-Selbständigen, die infolge der COVID-19-Pandemie 
plötzlich in finanzielle Schwierigkeiten geraten sind. Erfasst sind aber alle Antragsteller, bei de-
nen die Höhe des Leistungsanspruchs – beispielsweise aufgrund schwankenden Einkommens 
– noch nicht festgestellt werden kann. Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern kann der Vor-
läufigkeitsgrund beispielsweise Kurzarbeit sein. In diesen Fällen ist in der Regel – wie bisher – 
auf Basis einer Prognose nach § 41a SGB II über den Leistungsanspruch vorläufig zu entschei-
den. 

(3) Um den Betroffenen möglichst einfach und verlässlich zu helfen und zugleich die gE von  
erheblichem Prüfungsaufwand zu entlasten, sind befristet zwei Abweichungen zu beachten:  

• der Bewilligungszeitraum beträgt immer sechs Monate (ohne Abweichungsmöglichkeit), 

• eine abschließende Entscheidung erfolgt nur auf Antrag der leistungsberechtigten Per-
son 

(4) Die Regelungen greifen für Bewilligungszeiträume, die vom 01. März 2020 bis 30. Juni 2020  
beginnen (§ 67 Absatz 1 SGB II). 

(5) Nach § 67 Absatz 4 Satz 1 SGB II wird in Fällen, in denen vorläufig zu entscheiden ist 
(§ 41a Absatz 1 Satz 1 SGB II), abweichend von den bisherigen Regelungen des § 41 Absatz 3 
Satz 2 SGB II (bisher: „soll“) verbindlich für einen Bewilligungszeitraum von sechs Monaten  
entschieden (kein Ermessen).  

(6) Die Bußgeldvorschriften sind von § 67 SGB II nicht betroffen. Bei einem Verstoß gegen Mit-
wirkungspflichten sind die geltenden Weisungen zu beachten. Dies gilt auch, wenn in bereits 
übersandten Weiterbewilligungsanträgen Angaben nicht, nicht richtig oder nicht vollständig  
gemacht wurden. Es ist zu berücksichtigen, dass in dem Zeitraum, in dem die Vermögensprü-
fung ausgesetzt ist (siehe Abschnitt 1.2), ein Verstoß nur dann vorliegt, wenn das Vermögen  
erheblich ist. 

(7) Eine Verkürzung des Bewilligungszeitraums ist auch ausgeschlossen, wenn nach einigen 
Monaten eine Verbesserung der Einkommenssituation denkbar ist. Sofern eine Verbesserung 
der Einkommenssituation erwartet wird, ist dies im Rahmen der Prognose des Einkommens und 
damit im Rahmen der vorläufigen Entscheidung zu berücksichtigen. 

(8) Sofern die Leistungsberechtigung – unabhängig von der Höhe des Einkommens (z. B. we-
gen Erreichen der Altersgrenze) – innerhalb des Sechsmonatszeitraums erkennbar wegfallen 
wird, ist der Bewilligungszeitraum entsprechend zu verkürzen. 
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(9) Bei der vorläufigen Entscheidung sind die Leistungen nach § 41a Absatz 2 Satz 2 SGB II – 
wie bisher – so zu bemessen, dass der monatliche Bedarf der Leistungsberechtigten zur Siche-
rung des Lebensunterhalts gedeckt ist. Hierbei sind die aus den Angaben im Antrag prognosti-
zierten Verhältnisse zu Grunde zu legen (§ 41a Absatz 2 Satz 3 SGB II).  

(10) Für die Prognose des Einkommens von Personen, die Einkommen nach § 3 Arbeitslosen-
geld II/Sozialgeld-Verordnung (Alg II-V) erzielen, wird von dem geltenden Verfahren der Vorlage 
einer Erklärung EKS abgewichen, sofern dies erforderlich ist. An die Darlegung der Plausibilität 
der Angaben sind keine überhöhten Anforderungen zu stellen. Bei der Entscheidung sollte in 
Bezug auf die prognostizierten Verhältnisse nur eine vereinfachte Plausibilitätsprüfung erfolgen, 
um eine möglichst schnelle und unbürokratische Leistungsbewilligung zu gewährleisten. Dies 
gilt insbesondere für die Angabe von Leistungsberechtigten, dass derzeit keine relevanten Ein-
nahmen vorhanden sind. 

(11) Insbesondere ist von den Leistungsberechtigten nicht – wie sonst üblich – zur Plausibilisie-
rung bei Neufällen eine Darlegung der Einkommenssituation der letzten sechs Monate vor der 
Antragstellung zu fordern, sofern eine erhebliche Einkommensminderung aufgrund der Pande-
mie nachvollziehbar ist. Sofern eine Prognose dazu unmöglich ist, ob überhaupt Einkommen 
erzielt werden wird, ist vorläufig davon auszugehen, dass im Bewilligungszeitraum kein zu be-
rücksichtigendes Einkommen erzielt wird.  

(12) Es ist möglich, die Prognose im Verlauf des Bewilligungszeitraums zu überprüfen. Dies gilt 
insbesondere dann,  

• wenn auf Grund des Endes behördlicher Maßnahmen wieder von einer Verbesserung 
der Einnahmesituation ausgegangen werden kann oder 

• wenn die Höhe des Einkommens bei der Bewilligung vollständig unklar war. 

Das veränderte (erhöhte) Einkommen stellt in diesem Fall eine Änderung in den Verhältnissen 
dar, die für die Zukunft auch bei laufenden vorläufigen Entscheidungen zu berücksichtigen ist. 
Die Leistungsberechtigten sind auf ihre Mitwirkungspflichten auch bei einer Erhöhung des Ein-
kommens hinzuweisen. 

(13) Möglich ist es auch, die Leistungen im Verlauf des Bewilligungszeitraumes zu Gunsten der 
Leistungsberechtigten zu korrigieren. Wurde bei der vorläufigen Entscheidung Einkommen  
berücksichtigt, ist die vorläufige Leistung anzupassen, wenn Leistungsberechtigte plausibel  
angeben, dass sich die Einkommensverhältnisse verschlechtert haben oder verschlechtern  
werden. 

(14) Die abschließende Entscheidung erfolgt nach § 67 Absatz 4 Satz 2 SGB II in den vorge-
nannten Fällen nur auf Antrag. Dies gilt auch, wenn sich die Einkommensverhältnisse besser 
als prognostiziert entwickelt haben sollten. Ziel der Regelung ist, den betroffenen Leistungsbe-
rechtigten für sechs Monate sowohl Rechtssicherheit als auch eine verlässliche Hilfe zum  
Lebensunterhalt zu gewähren. Auch bei den Weiterbewilligungsentscheidungen, die vorläufig 
ergehen, findet eine abschließende Entscheidung nur auf Antrag der leistungsberechtigten  
Person statt. 
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(15) Die leistungsberechtigte Person kann nach Ablauf des Bewilligungszeitraums eine ab-
schließende Entscheidung beantragen. In diesem Fall gelten die FW zu § 41a. Im Fall des An-
trags ist auch dann abschließend zu entscheiden, wenn aufgrund der abschließenden Entschei-
dung geringere als die vorläufigen Leistungen zustehen. 

(16) Die leistungsberechtige Person ist im Bewilligungsbescheid über die Antragsmöglichkeit zu 
informieren. Wird kein Antrag auf abschließende Entscheidung gestellt, gelten die vorläufig be-
willigten Leistungen nach Ablauf der Jahresfrist als abschließend festgesetzt. 

  

https://www.baintranet.de/001/007/Seiten/SGB-II-Hinweise.aspx
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1.4 Vorübergehende Prüfungserleichterung bei Weiterbewilligungsanträgen 
(§ 67 Absatz 5 SGB II) 

(1) Für Bewilligungszeiträume, die in der Zeit vom 31. März 2020 bis vor dem 31. August 2020 
enden, werden die Leistungen auf Basis der Verhältnisse des bisherigen Bewilligungsabschnitts 
weiter bewilligt. Hierfür ist abweichend von § 37 SGB II kein erneuter Antrag erforderlich. Der 
zuletzt gestellte Antrag gilt insoweit einmalig für einen weiteren Bewilligungszeitraum fort. Bis 
zum Beginn maschineller Unterstützung ist bei allen Weiterbewilligungen nach Absatz 5 manu-
ell entsprechend diesem Abschnitt zu verfahren. 

(2) Zur Identifizierung auslaufender Fälle seht die neue opDS-Musterabfrage „1_063 - Liste aus-
laufender Fälle für einen definierten Zeitraum“ zur Verfügung (siehe Information 202004001 
vom 01.04.2020). 

(3) Bewilligungszeiträume, die am 31. August 2020 oder später enden, werden von § 67 Ab-
satz 5 SGB II nicht erfasst. Andernfalls würden Anträge, die im März gestellt und bereits unter 
den erleichterten Bedingungen bewilligt wurden, von dieser Vorschrift doppelt erfasst, was dem  
Regelungszweck zuwiderläuft. 

(4) Voraussichtlich ab dem 21. April 2020 werden Bewilligungszeiträume, die ab dem 30. April 
2020 enden und diejenigen, die vor dem 31. August 2020 auslaufen, zentral durch ALLEGRO 
automatisch in der Annahme unveränderter Verhältnisse weiter bewilligt. Für alle von AL-
LEGRO automatisch bewilligten Leistungsfälle werden Bewilligungsbescheide erstellt und ver-
sandt. Lediglich nicht plausible Fälle, die daher nicht zentral weiterbewilligt werden können, sind 
manuell zu prüfen.  

(5) Für Leistungsfälle, die nicht automatisiert bewilligt werden können (z. B. aufgrund des Errei-
chen der Altersgrenze), erfolgt ebenfalls eine gesonderte Information. 

(6) Der Versand von Beendigungsschreiben mit Antragsunterlagen wird für Bewilligungszeit-
räume, die vom 31. Mai 2020 bis 31. Juli 2020 enden, ausgesetzt. 

(7) Soweit die vorausgegangene Bewilligung nach § 41a SGB II vorläufig erfolgte, ergeht abwei-
chend von § 67 Absatz 5 Satz 3 SGB II auch die Weiterbewilligungsentscheidung nach § 41a 
SGB II aus demselben Grund für sechs Monate vorläufig. 

(8) § 60 SGB I sowie die §§ 45, 48 und 50 SGB X bleiben unberührt. Änderungen in den Ver-
hältnissen sind durch die Leistungsberechtigten weiter mitzuteilen. Die (automatisierte) Bewilli-
gung ist dann entsprechend zu korrigieren. Enthalten bereits übersandte Weiterbewilligungsan-
träge Veränderungsmitteilungen, sind diese wie andere Veränderungsmitteilungen zu behan-
deln und zu berücksichtigen. Die Weiterbewilligung hat aber auch in diesen Fällen grundsätzlich 
zunächst unter Annahme unveränderter Verhältnisse zu erfolgen, um eine Schlechterstellung 
zu vermeiden. Der durchgehende Leistungsbezug hat Vorrang. Eine angezeigte Unterdeckung 
des Bedarfs ist nachträglich zu berücksichtigen. Ergäbe sich bei Berücksichtigung der zum Zeit-
punkt der Bewilligung bereits vorliegenden Veränderungsmitteilungen eine Überzahlung, kommt 
unter Beachtung des Vertrauensschutzes eine Aufhebung nach § 45 SGB X in Betracht. 

(9) Sofern die Leistungsberechtigung – unabhängig von der Höhe des Einkommens (z.B.  
wegen Erreichen der Altersgrenze) – innerhalb des Sechsmonatszeitraums erkennbar wegfal-
len wird, ist der Bewilligungszeitraum entsprechend zu verkürzen. 

https://www.baintranet.de/011/005/007/004/Seiten/Information-202004001.aspx
https://www.baintranet.de/011/005/007/004/Seiten/Information-202004001.aspx
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(10) Fälle, die sich ohnehin in der Bearbeitung befinden oder bei denen eine Weitergewährung 
in der Annahme unveränderter Verhältnisse aufgrund bereits bekannter Tatsachen unbedingt 
verhindert werden soll, können von der automatisierten Weiterbewilligung ausgenommen wer-
den. Von dieser Möglichkeit sollte jedoch nur im Ausnahmefall Gebrauch gemacht werden. Vo-
raussetzung ist dabei, dass es sich um bereits bekannte Tatsachen bzw. Veränderungen 
handelt und eine nahtlose Weitergewährung im Sinne der gesetzlichen Regelung gewähr-
leistet ist. Die bloße Annahme veränderter Verhältnisse - also die gegenteilige Vermutung 
ohne dass eine Veränderungsmitteilung vorliegt - reicht hingegen nicht aus. Technisch kann 
dies in ALLEGRO über das Beendigungsschreiben gesteuert werden. Es werden nur die Fälle 
automatisiert weiterbewilligt, die keiner Ausnahmeregel zuzuordnen sind. Von der automatisier-
ten Weiterbewilligung ausgenommen sind beispielsweise Fälle, bei denen im auslaufenden Fall-
zeitraum in ALLEGRO bei Beendigungsschreiben „nicht versenden“ ausgewählt wurde. Details 
zur automatisierten (technischen) Weiterbewilligung (inkl. der Ausschlussgründe) wurden am 9. 
April 2020 im ALLEGRO-Wiki veröffentlicht. 

  

https://wiki.web.dst.baintern.de/ALLEGRO/wiki/Hauptseite
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2. Ergänzende Regelungen 
Die Weisung vom 16. März 2020 wird in diesen Teil überführt und durch weitere Regelungen  
ergänzt. 

2.1 Aufrechterhaltung der Kommunikation mit den Kundinnen und Kunden 
(1) Die gE haben Voraussetzungen zu schaffen, dass die Kundinnen und Kunden die Fragen 
und Anliegen auch ohne persönlichen Kontakt klären können. Hierfür werden vorübergehend 
die formalen Anforderungen an die Antragstellung und Übersendung von Nachweisen gelo-
ckert. Damit die Kundinnen und Kunden von diesen Erleichterungen profitieren können, sind sie 
in geeigneter Weise bekannt zu machen. 

(2) Es ist durch die gE bekannt zu geben, dass eine Antragstellung postalisch oder per E-Mail 
möglich ist. Der Antrag kann auch in den Hausbriefkasten der gE geworfen werden oder telefo-
nisch gestellt werden. Hierzu sind die notwendigen Daten bekannt zu machen. 

(3) Die gE veröffentlichen ihre Kontaktdaten und geben diese in geeigneter Weise bekannt 
(hierzu zählen unter anderem Aushänge, Presseerklärungen und Bekanntgabe auf der ggf.  
vorhandenen Internetseite). 

(4) Über die temporäre Einschränkung des persönlichen Zugangs sowie über die Nutzung der 
möglichen Zugangskanäle (E-Mailadressen, Telefonnummer des SC oder der gE, Online- 
Zugang) ist die Öffentlichkeit durch die gE aktiv und wiederkehrend zu informieren. Dies ist 
durch Aushänge zu ergänzen. 

(5) Neu: Auf der Homepage der BA (Startseite > Corona-Grundsicherung) und im Intranet 
(Coronavirus – Aktuelle Informationen) werden Sonderinformationen insb. für Selbständige  
bereitgestellt. Diese Informationen enthalten u. a. ein Infopaket zu Selbständigen und SGB II. 

  

http://www.arbeitsagentur.de/corona-grundsicherung
https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Corona-Informationen.aspx
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2.2 Verhältnis Arbeitslosengeld II und Kurzarbeitergeld 
(1) Wurde für Kundinnen oder Kunden Kurzarbeitergeld beantragt, ist dieses ab Zufluss an die 
leistungsberechtigte Person als Einkommen zu berücksichtigen.  

(2) Erstattungsansprüche sind in diesen Fällen in der Regel nicht geltend zu machen. Kurzar-
beitergeld wird an Arbeitgeber ausgezahlt. Arbeitnehmer*innen, die von Kurzarbeit betroffen 
sind, erhalten das Kurzarbeitergeld mit dem ggf. noch verbleibenden Arbeitslohn von ihrem Ar-
beitgeber ausgezahlt. Der Arbeitgeber rechnet das von ihm vorgeleistete Kurzarbeitergeld dann  
monatlich nachträglich mit der BA ab. 

(3) Im Ausnahmefall gibt es einen Erstattungsanspruch der gE gegen die AA. Nach § 40a 
SGB II i. V. m. § 104 SGB X könnten diese einen Erstattungsanspruch auf Kurzarbeitergeld  
gegen die AA haben, wenn der Arbeitgeber das Kurzarbeitergeld tatsächlich nicht an die Arbeit-
nehmerin/den Arbeitnehmer zahlt und die gE daher in Vorleistung treten müssen. Nur dann hat 
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer einen direkten Anspruch gegenüber der AA auf die 
nochmalige Zahlung von Kurzarbeitergeld (FW Kurzarbeitergeld, Rz. 108.4). Zahlt der Arbeitge-
ber Kurzarbeitergeld aufgrund der aktuellen Umstände lediglich verspätet, kommt es nicht zu 
einer Auszahlung durch die AA direkt an die Arbeitnehmer*innen. Ein Erstattungsanspruch kann 
nicht geltend gemacht werden. 

(4) Kurzarbeitergeld ist wie Erwerbseinkommen zu behandeln. Folglich sind auch der Grundab-
setzbetrag nach § 11b Absatz 2 sowie die Absetzbeträge nach § 11b Absatz 2 zu berücksichti-
gen (FW zu § 11-11b SGB II, Rz. 11.154). 

 

  

https://www.baintranet.de/002/005/006/002/Seiten/Weisungen-Kurzarbeitergeld.aspx
https://www.baintranet.de/001/007/Seiten/SGB-II-Hinweise.aspx
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2.3 Mehrbedarfsanträge 
(1) Derzeit wird vermehrt berichtet, dass Anträge auf Bewilligung einer einmaligen Leistung be-
ziehungsweise eines Mehrbedarfes gestellt werden, um sich auf eine häusliche Quarantäne 
vorzubereiten. Alternativ wird der Antrag damit begründet, dass die Mehrkosten für ein gesun-
des, vitaminreiches und ausgewogenes Essen damit abgedeckt werden sollen. Teilweise wird 
bereits in den - diese Anträge unterstützenden - Medien und Internetportalen darauf hingewie-
sen, dass der Antrag keine „rechtsverbindliche Aussagekraft“ habe, weil der Gesetzgeber einen 
solchen Zuschlag zusätzlich zu den Leistungen nach dem SGB II nicht vorsehe. Es solle dieser 
Antrag jedoch „massenhaft bei den zuständigen gE“ gestellt werden, damit Druck auf die Bun-
desregierung ausgeübt werde. Dieser Antrag solle wegen der Mehrkosten für ein gesundes,  
vitaminreiches und ausgewogenes Essen gestellt werden. 

(2) Nach der aktuellen Gesetzeslage ist ein solcher Antrag auf einmalige Leistungen zur Vorbe-
reitung einer häuslichen Quarantäne abzulehnen. Einmalige Leistungen sind in § 24 Absatz 3 
SGB II abschließend geregelt. Die Regelbedarfe sind auskömmlich. Mit dem Budget des tat-
sächlich zur Verfügung stehenden Betrags ist eigenverantwortlich zu haushalten. Die leistungs-
berechtigten Personen treffen die Entscheidungen über dessen Verwendung. Dies betrifft auch 
Hinweise der Antragsteller*innen auf sogenannten „Hamstereinkäufe“. 

(3) Auch ein Mehrbedarf nach § 21 Absatz 6 SGB II (unabweisbare, laufende besondere Be-
darfe in Härtefällen) kommt nicht in Betracht. Es ist schon zweifelhaft, ob es sich um einen lau-
fenden Bedarf handelt, jedenfalls weicht dieser aber nicht erheblich vom durchschnittlichen Be-
darf ab und er ist auch nicht besonders. 

(4) Rechtlich besteht die Möglichkeit, ggf. ein Darlehen nach § 24 Absatz 1 Satz 1 SGB II zu ge-
währen (Darlehen bei unabweisbarem Bedarf). Auch kommt eine vorzeitige Leistung nach § 42 
Absatz 2 SGB II in Betracht. Diese ist auf 100 EUR begrenzt und der Auszahlungsanspruch im 
Folgemonat verringert sich entsprechend. Soweit eine Verringerung des Auszahlungsanspruchs 
im Folgemonat nicht möglich ist, verringert sich der Auszahlungsanspruch für den zweiten auf 
die Bewilligung der vorzeitigen Leistung folgenden Monat. Eine Entscheidung hat nach Würdi-
gung der Umstände im Einzelfall zu erfolgen. Es sind keine strengen Anforderungen an den 
Nachweis für den Bedarf der vorzeitigen Leistung anzulegen.  

(5) Für die Ablehnung des Antrages kann – sofern der Antrag mit Mehraufwendungen für die 
Ernährung begründet wird – folgender Textbaustein genutzt werden: 

 
Sie haben einen Antrag auf die Gewährung von einmaligen Leistungen, einen Zuschuss 
oder Leistungen zur Deckung eines Mehrbedarfes gestellt. Dieser Antrag wurde damit 
begründet, dass Sie sich (ggf. mit Ihrer Bedarfsgemeinschaft) auf eine möglicherweise 
eintretende Quarantäne vorbereiten oder entstehende Mehrkosten für ein gesundes, vi-
taminreiches und ausgewogenes Essen ausgleichen möchten. 

 

Der Antrag wird abgelehnt. 
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Kosten für eine vollwertige Ernährung sind in den Regelbedarfen (§§ 20, 23 SGB II)  
berücksichtigt. 
 
Eine einmalige Leistung kann nicht gewährt werden, weil diese nicht im abschließenden 
Katalog des § 24 Absatz 3 SGB II vorgesehen ist. Auch ein Mehrbedarf nach § 21 Ab-
satz 6 SGB II (unabweisbare, laufende besondere Bedarfe in Härtefällen) kommt nicht in 
Betracht, da es sich um „laufende“ und auch „besondere“ Bedarfe handeln müsste, was 
bereits nach den Ausführungen in Ihrem Antrag nicht der Fall ist.  

 

  



  
Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur  
Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket) 
 
 

BA Zentrale GR 1    Seite 18 
Stand: 22.04.2020 

2.4 Liquiditätshilfen 
(1) Vermehrt stellen Bundesländer sogenannte „Corona-Soforthilfen“ für Selbständige als Richt-
linien zur Verfügung. Die Corona-Soforthilfe ist als zweckbestimmte Einnahme (gemäß § 11a 
Absatz 3 Satz 1 SGB II) nicht als Einkommen zu berücksichtigen. Die Soforthilfe wird dann nicht 
als Einkommen bei der Berechnung des Leistungsanspruches berücksichtigt.  

(2) Voraussetzung dafür ist, dass die Soforthilfe aufgrund öffentlich-rechtlicher Vorschriften zu 
einem ausdrücklichen genannten Zweck erbracht wird, der sich von dem der Leistungen nach 
dem SGB II (Sicherung des Lebensunterhalts, z. B. Nahrung, Wohnung) unterscheidet. Die 
hierfür notwendige Zweckbestimmung kann sich z. B. aus der allgemeinen Zweckbestimmung 
der Richtlinie ggf. in Verbindung mit einer Regelung zur Obergrenze der Förderung ergeben. 
Für die Wertung als zweckbestimmte Einnahme spricht es, wenn die Förderhöhe auf den durch 
die Corona-Krise verursachten Liquiditätsengpass begrenzt wird. Liegen diese Voraussetzun-
gen vor, handelt es sich um eine wirtschaftliche Liquiditätshilfe für den Betrieb; nicht um eine 
Leistung für den Lebensunterhalt. 

Dies ist beispielsweise bei der Corona-Soforthilfe des Bundes der Fall. Entsprechende Leistun-
gen der Länder, für die diese Ausführungen ebenfalls zutreffen, werden in der Anlage zu dieser 
Weisung veröffentlicht. 

(3) Nach dem geltenden Recht ist die Liquiditätshilfe aber als Betriebseinnahme (i. S. des § 3 
Absatz 1 Satz 2 Alg II-V) zu berücksichtigen. Sofern sich unter Einbeziehung der Soforthilfe 
kein Betriebsgewinn ergibt, bleibt aber auch insoweit kein zu berücksichtigendes Einkommen 
nach §§ 11-11b SGB II übrig. Sofern der Betrieb aber wegen der Soforthilfe einen Betriebsge-
winn erwirtschaften sollte, wird der Betriebsgewinn wie ein selbst erwirtschafteter Betriebsge-
winn behandelt. Solche Betriebsgewinne wären also nach den allgemeinen Regeln als Einkom-
men zu berücksichtigen. 

(4) Die Berücksichtigung als Betriebseinnahme darf nicht die Einkommensprivilegierung nach 
§ 11a Absatz 3 Satz 1 SGB II unterlaufen. In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass die 
Corona-Soforthilfen des Bundes und der Länder Liquiditätsengpässe über einen längeren Zeit-
raum (meist etwa drei Monate) abdecken sollen. Vor diesem Hintergrund ist die Regelung über 
die Ermittlung des Einkommens aus selbständiger Tätigkeit nach § 3 Absatz 4 Alg II-V im Lichte 
des höherrangigen Gesetzesrechts auszulegen. Danach ist ein rechnerischer Betriebsgewinn 
nur insoweit zu berücksichtigen, als dieser nicht aus einem Überschuss der Soforthilfe über die 
Betriebsausgaben resultiert. Die Betriebsausgaben sind also zunächst aus der Soforthilfe zu 
bestreiten. Übersteigt die Soforthilfe die Betriebsausgaben, verbleibt es für den überschüssigen 
Teil der Soforthilfe bei der Privilegierung. Sonstige Betriebseinnahmen, die nicht für die De-
ckung von Betriebsausgaben benötigt werden, sind hingegen als Einkommen zu berücksichti-
gen. 

Beispiel 1 (bezogen auf einen Bewilligungszeitraum von sechs Monaten): 

Keine sonstigen Betriebseinnahmen, 2.000,00 EUR Corona-Soforthilfe, 700,00 EUR Ausgaben.  

Bei 2.000,00 EUR Corona-Soforthilfe abzüglich der Betriebsausgaben in Höhe von 700,00 EUR 
besteht noch ein Restbetrag aus der Corona-Soforthilfe in Höhe von 1.300,00 EUR. Da keine 
sonstigen Betriebseinnahmen zu verzeichnen sind, liegt somit nur ein zweckbestimmtes Ein-
kommen und somit kein zu berücksichtigendes Einkommen vor. 
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Beispiel 2 (bezogen auf einen Bewilligungszeitraum von sechs Monaten): 
 
1.200,00 EUR sonstige Betriebseinnahmen, 2.000,00 EUR Corona-Soforthilfe, 700,00 EUR 
Ausgaben.  

Bei 2.000,00 EUR Corona-Soforthilfe abzüglich der Betriebsausgaben in Höhe von 700,00 EUR 
besteht noch ein Restbetrag aus der Corona-Soforthilfe in Höhe von 1.300,00 EUR. Da die Be-
triebsausgaben in voller Höhe von der Corona-Soforthilfe gedeckt werden können, können die 
kompletten selbst erwirtschafteten Betriebseinnahmen in Höhe von 1.200,00 EUR als Einkom-
men berücksichtigt werden.   

Beispiel 3 (bezogen auf einen Bewilligungszeitraum von sechs Monaten): 

1.200,00 EUR sonstige Betriebseinnahmen, 2.000,00 EUR Corona-Soforthilfe, 2.700,00 EUR 
Ausgaben.  

Bei 2.000,00 EUR Corona-Soforthilfe abzüglich der Betriebsausgaben in Höhe von 2.700,00 
EUR besteht kein Restbetrag mehr aus der Corona-Soforthilfe. Somit mindern die restlichen 
700,00 EUR Betriebsausgaben die selbst erzielten Betriebseinnahmen in Höhe von 1.200,00 
EUR. Dies ergibt einen Betriebsgewinn in Höhe von 500,00 EUR (1.200,00 EUR - 700,00 EUR), 
der als Einkommen zu berücksichtigen ist. 

 

Hinweis: 

Die Berechnungsbeispiele dienen der schematischen Darstellung.  

Im Rahmen der Prognose ist stets die aktuelle Situation zu berücksichtigen; es darf zu keiner 
Bedarfsunterdeckung kommen.  



  
Gesetz für den erleichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur  
Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 (Sozialschutz-Paket) 
 
 

BA Zentrale GR 1    Seite 20 
Stand: 22.04.2020 

2.5 Belastungsausgleich 
(1) Mit Zustimmung der jeweiligen Träger können gE im Falle der substantiellen Beeinträchti-
gung der Leistungserbringung einzelner oder mehrerer gE vorübergehend vertretend tätig  
werden und die Bearbeitung im essentiellen Kernbereich für die betroffene gE gewährleisten. 
Hierfür sind entsprechende Beschlüsse der jeweiligen Trägerversammlungen erforderlich (§ 44c 
Absatz 2 Nr. 4 SGB II). 

(2) Über diese Abstimmung der beteiligten gE sind die Träger auf dem üblichen Dienstweg über 
die RD – insbesondere, wenn bezirksübergreifend gearbeitet werden soll – zu unterrichten. Die 
Zustimmung der BA gilt mit dieser Weisung als erteilt. 

(3) Bewirtschaftungsbefugnisse und haushalterische Gesichtspunkte stehen dem nicht entge-
gen, soweit sichergestellt wird, dass die stützende gE Bewilligungen von gesetzlichen Pflicht-
leistungen zulasten der Kontierungselemente der gestützten gE erfasst. Bei bewirtschafteten 
Leistungen muss die stützende gE zusätzlich beachten, dass zulasten noch frei verfügbaren 
Budgets nach der Eingliederungsmittel-Verordnung (EinglMV) der gestützten gE bewilligt wird. 
Der Umfang der Stützungsleistung ist zu dokumentieren und – soweit die Stützung den bisheri-
gen Kapazitätsplan der gestützten gE überschreitet – von der Geschäftsführung der gestützten 
gE insbesondere mit den kommunalen Trägern unverzüglich zu klären, dass der entsprechend 
erhöhte kommunale Finanzierungsanteil aus den kommunalen Haushalten der Träger der ge-
stützten gE getragen werden wird. Nach Abschluss der Unterstützung sind die entsprechenden 
Verwaltungskosten der stützenden gE von der gestützten gE zu erstatten. 

(4) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter benötigen in diesem Fall Zweitkennungen. Durch die 
Zweitkennung darf das 4-Augen-Prinzip in den Verfahren nicht verletzt werden. 

(5) Die Zweitkennungen können zeitlich befristet bis zum 30. Juni 2020 auf dem üblichen Weg 
im IM-Webshop beantragt werden. Die Zweitkennung ist als solche im Identity Management zu 
kennzeichnen/anzulegen. 

(6) Die Entwicklung und der Bestand der Zweitkennungen werden zentral anhand einer  
namensscharfen Liste durch IT 3 nachgehalten. 
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2.6 Dialogbetrieb 
(1) Der Dialogbetrieb für die zentralen und dezentralen IT-Verfahren der Bundesagentur für  
Arbeit wird erweitert:  

• Montag bis Freitag von 6:00 Uhr bis 22:00 Uhr sowie 

• jeden ersten Samstag im Monat von 7:00 Uhr bis 16:00 Uhr und  

• jeden weiteren Samstag von 7:00 Uhr bis 14:00 Uhr  
 
(2) Am zweiten Samstag im Monat ist grundsätzlich IT-Wartungstag und es können keine Zusa-
gen für eine IT-Verfügbarkeit gegeben werden. 
 
(3) Ggf. erforderliche Einschränkungen werden über die Seite der IT-Verfügbarkeit im BA-Intra-
net bekannt gegeben. 
 
(4) Für die zügige Befähigung von neu angesetzten Beschäftigten im (Leistungsbereich) SGB II 
werden für das IT-Verfahren ALLEGRO komprimierte Selbstlernmedien in der BA-Lernwelt ver-
öffentlicht.  
  

  

https://app.baintranet.de/zentrale/ITVBK/default.aspx
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2.7 Postfachservice SGB II 
(1) Nach erfolgreicher Erprobung des Postfachservice SGB II in zehn gE wird dieser wegen der 
aktuellen Lage vorzeitig auf freiwilliger Basis für weitere gE zur Verfügung gestellt. Damit steht 
kurzfristig ein zusätzlicher und sicherer Onlinekommunikationskanal zwischen den gE und den 
Kundinnen und Kunden bereit, der den Empfang und Versand von Postfachnachrichten ohne 
Anlagen ermöglicht.  

(2) Zur Beschleunigung der Bereitstellung wird zunächst auf eine individualisierte Konfiguration 
verzichtet. Die Postfachnachrichten gehen daher grundsätzlich in die für Leistungsanliegen  
zuständigen Postkörbe der eAkte SGB II ein. Über eine Anpassung im dortigen dezentralen  
Regelwerk kann nach Wunsch auch eine Zuleitung in den dezentralen Klärungspostkorb erfol-
gen.  

(3) Für die zehn an der Erprobung beteiligten gE ergeben sich keine Änderungen in den bisheri-
gen Routingoptionen. 

(4) Weitere Informationen zur Funktionsweise und den anfänglichen Beschränkungen sind in 
beigefügter Informationsunterlage enthalten. Weitere Informationen und Materialien zum Post-
fachservice SGB II werden zeitnah im Intranet unter: BA-Intranet > SGB II > jobcenter.digital zur 
Verfügung gestellt. 

(5) Die Bereitstellung erfolgt ab dem 31. März 2020. Für gE, die zu diesem Zeitpunkt noch keine 
Entscheidung getroffen haben oder vorher Anpassungen im dezentralen Regelwerk der  
E-AKTE SGB II vornehmen wollen, wird ein zweiter Aufschalttermin zur Verfügung gestellt. Dies 
wird voraussichtlich der 21. April 2020 sein. 

  

https://www.baintranet.de/001/009/Seiten/default.aspx
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2.8 Erstantragstellung 
(1) Die Antragstellung wirkt nach § 37 Absatz 2 Satz 2 SGB II auf den Ersten des Monats zu-
rück, so dass sich im Regelfall selbst durch eine Verzögerung in der Antragstellung keine nega-
tiven Auswirkungen für die Kundinnen und Kunden ergeben. Im Übrigen ist die Antragstellung 
an keine Form gebunden. Es besteht daher die Möglichkeit der postalischen, mündlichen, tele-
fonischen als auch der Antragstellung per E-Mail. Auch der Einwurf in den Hausbriefkasten der 
gE ist möglich. 
 
(2) Die Identitätsprüfung ist – auch ggf. bei der Erstantragstellung – nach Wiederherstellung des 
persönlichen Zugangs zur gE vorzunehmen, dies ist zu überwachen. 
 
(3) Die Mitwirkungspflichten dienen dem Nachweis oder der Überprüfung der Anspruchsvo-
raussetzungen. Durch großzügige Fristen und entsprechende Fristverlängerungen soll auf 
diese besonderen Problemlagen bei der Mitwirkung Rücksicht genommen werden. Die Erbrin-
gung von unumgänglichen Nachweisen kann auch per Briefpost oder auf elektronischem Wege 
(E-Mail) erfolgen. 
 
(4) Können die notwendigen Unterlagen durch die Kundinnen und Kunden nicht rechtzeitig bei-
gebracht werden, ist gleichwohl die schnelle oder lückenlose Erbringung der existenzsichern-
den Leistungen sicherzustellen. Sofern erforderlich, sind beispielsweise Kontoauszüge zu  
einem späteren Zeitpunkt anzufordern; auf die sofortige Vorlage darf nur in dringenden Ver-
dachtsfällen nicht verzichtet werden. 
 
(5) Lassen sich die Mitwirkungshandlungen aus wichtigen Gründen – wie dies bei Quarantäne 
oder der weitgehenden Einstellung des Kundenverkehrs der Fall ist – nicht realisieren, können 
Entscheidungen vorläufig getroffen werden (vgl. § 41a SGB II). Diese Möglichkeit ist nach Maß-
gabe des § 41a SGB II und § 67 Absatz 4 SGB II im Wege der vorläufigen Bewilligung zu nut-
zen. 
 
(6) Sofern vorrangige Ansprüche festgestellt werden, ist im Sinne einer zeitnahen Sicherstel-
lung des Lebensunterhalts regelmäßig in Vorleistung zu gehen, d. h. die Leistungen nach dem 
SGB II sind zu bewilligen und es ist ein Erstattungsanspruch anzumelden. 
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2.9 Erleichterung bei Online-Zugang 
(1) Abweichend von den bisherigen Zugangsregeln gelten beim Onlinezugang ab 18. März 
2020 folgende Erleichterungen: 

(2) Kundinnen und Kunden können unter Angabe einer privaten E-Mail-Adresse ein Kunden-
konto der Sicherheitsstufe 2 anlegen. Die Zugangsdaten werden per Post zugeschickt. Dies 
reicht, um das Onlineangebot insbesondere mit WBA und VÄM vollumfänglich zu nutzen. 
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2.10 Notlagen/“Barauszahlung“ 
(1) Sollte den Kundinnen und Kunden kein Geld zur Verfügung stehen, sind die Möglichkeiten 
des § 24 Absatz 1 SGB II (Darlehen bei unabweisbarem Bedarf) und § 42 Absatz 2 SGB II  
(vorfällige Zahlungen) zu nutzen. Es sind keine strengen Anforderungen an den Nachweis an-
zulegen. 

(2) Die Gewährung sollte grundsätzlich als Geldleistung erfolgen. Auf die Ausstellung von Gut-
scheinen für den Bezug von Sachleistungen ist aufgrund mangelnder Flexibilität bei der Einlö-
sung sowie auch im Hinblick auf notwendige Folgearbeiten bei der Abrechnung nur im absolu-
ten Ausnahmefall zurückzugreifen. 

(3) Zur Vermeidung von Notlagen sind Barauszahlungen an Kundinnen und Kunden weiterhin 
zu gewährleisten. 

(4) Zur Bereitstellung des Barcodes können folgende Zustellungsformen entsprechend der  
tatsächlich bestehenden Möglichkeiten auf Seiten der Kundinnen und Kunden, z. B. einem  
vorhandenen Online-Zugang oder einer Postadresse, genutzt werden: 

1. Versand per E-Mail, 
2. Versand per Brief, 
3. persönliche Übergabe. 

 
(5) Vor Übergabe eines Barcodes ist in einfachster Weise (ggf. telefonisch) eine Prüfung der 
Personenidentität vorzunehmen. 

(6) Sollte keine der genannten Zustellungsformen zur Bereitstellung des Barcodes möglich sein, 
kann alternativ auch eine Überweisung an eine durch die Kundinnen und Kunden genannte 
Vertrauensperson oder Institution (z. B. Betreuungsstellen) erfolgen. 

(7) Mit der Übergabe des Barcodes über alle genannten Zustellungswege durch die gE geht 
das Empfangsrisiko auf die Kundinnen und Kunden über. Den Kundinnen und Kunden ist vor 
Aushändigung bzw. Zustellung des Auszahlscheins per Post bzw. E-Mail darzulegen, dass sie 
mit Übergabe bzw. Übersendung an ihre Person die volle Verantwortung für den Auszahlschein 
übernehmen, was bedeutet, dass sie beispielsweise bei einem etwaigen Verlust oder sonstigen 
Abhandenkommen keinerlei Ersatz geltend machen können. Bei Aushändigung ist die Aufklä-
rung der Kundinnen und Kunden und deren Bestätigung der Kenntnisnahme zu vermerken. Bei 
Zustellung auf anderem Wege ist zu vermerken, dass und wie belehrt wurde. 

(8) Sollte der Empfang des Barcodes seitens der Kundinnen und Kunden bestritten werden, ist 
eine erneute Auszahlung des Betrages erst wieder möglich, wenn der ursprüngliche Barcode 
verfallen ist und nicht eingelöst wurde. 

(9) Neu: Barcodes können ab sofort innerhalb von 5 Tagen (bisher 2 Tage) eingelöst werden. 
Dieses erweiterte Zeitfenster gilt bis zum 30. Juni 2020. 
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2.11 Obdachlose 
(1) Grundsätzlich müssen auch erwerbsfähige Obdachlose erreichbar sein. Bei Leistungsbe-
rechtigten ohne festen Wohnsitz ist eine tägliche Vorsprache bei einer Betreuungs- oder Bera-
tungsstelle für Wohnungslose oder einer ähnlichen Stelle (z. B. eine Betreuungsstelle für Perso-
nen mit besonderen sozialen Schwierigkeiten) nicht erforderlich. Von einer Erreichbarkeit ist (bis 
auf Weiteres) auch ohne eine derartige Vorsprache auszugehen. Leistungen werden auch bei 
Obdachlosen nach § 41 Absatz 1 SGB II berechnet, so dass keine Bedenken bestehen, Leis-
tungsbewilligungen von mindestens einem Monat vorzunehmen. Hier kann abweichend von 
§ 67 Absatz 5 Satz 3 SGB II von veränderten Verhältnissen ausgegangen werden. Eine tägliche 
Vorsprache zur Auszahlung der Leistungen in gE erfolgt nicht. In den gE können ggf. beste-
hende Absprachen mit Betreuungsstellen flexibel gehandhabt werden. 

(2) Zur Information der Kundinnen und Kunden über den Zeitpunkt der Ausgabe sind soweit 
möglich Ansprechpartner*innen in den Obdachlosenunterkünften, der Diakonie, von den Kun-
dinnen und Kunden benannte Vertrauenspersonen etc. einzubinden. 
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2.12 Ortsabwesenheit bzw. fehlende Rückkehrmöglichkeit (ggf. aus dem Aus-
land) 

Die Beantragung und Entscheidung zur Ortsabwesenheit kann auch ohne persönliche Vorspra-
che erfolgen. Wenn Kundinnen und Kunden während der Ortsabwesenheit erkranken und eine 
Rückkehr deshalb nicht möglich ist, ist dieser Umstand im Rahmen der Härtefallprüfung bei den 
Rechtsfolgen zu prüfen. Der Leistungsanspruch besteht weiter, wenn Kundinnen und Kunden 
an der Ausreise aus dem Urlaubsland oder der Urlaubsregion (z. B. wegen Quarantäne o. ä.) 
gehindert oder so schwer erkrankt sind, dass eine Arbeitsunfähigkeit besteht und aufgrund  
dieser eine Heimreise unter keinen bzw. völlig unzumutbaren Umständen möglich ist. Dies ist 
bei Transportunfähigkeit der Fall. Der Nachweis erfolgt formlos. 
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2.13 Rechtsfolgen einer Quarantäne 
(1) In Deutschland sind gefahrenabwehrrechtliche Quarantänebestimmungen in § 30 Infektions-
schutzgesetz (IfSG) geregelt. Die dortigen Bestimmungen besagen, dass bei der Bekämpfung 
bestimmter Erkrankungen besondere Absonderungsmaßnahmen ergriffen werden können und 
müssen. Auf Grund einer Erkrankung oder des Verdachts einer Erkrankung mit dem Erreger 
COVID-19 kann es daher zu unterschiedlichen Maßnahmen der Quarantäne kommen. 

(2) Hieraus leiten sich dann auch unterschiedliche Rechtsfolgen in Bezug auf Erstattungsan-
sprüche ab. Betrachtet werden im Folgenden nur leistungsrechtliche Erstattungsansprüche. 

2.13.1 Angeordnete Quarantäne nach § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG 
(1) Eine Quarantäne nach § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG ist eine behördliche Anweisung, die von 
den örtlichen Gesundheitsämtern angeordnet wird (insbesondere häusliche Quarantäne). In der 
Regel handelt es sich bei behördlich angeordneten Quarantänemaßnahmen lediglich um ge-
zielte Vorsichtsmaßnahmen bei Ansteckungsverdächtigen. Das Robert-Koch-Institut (RKI) mel-
det, dass solche Risikogruppen für die maximale Dauer der möglichen Inkubationszeit – also 
die Zeit, die zwischen Infektion mit einem Krankheitserreger und dem Auftreten der ersten 
Symptome vergeht – in häuslicher Quarantäne beobachtet werden müssen. 

(2) In diesen Fällen ergibt sich grundsätzlich zunächst kein Leistungsausschluss nach § 7 
Absatz 4 SGB II und im Ergebnis besteht auch kein Erstattungsanspruch gegenüber anderen 
Leistungsträgern. 

2.13.2 Richterlich angeordnete Quarantäne nach § 30 Absatz 2 IfSG 
(1) Bei einer richterlich angeordneten Quarantäne handelt es sich um eine Freiheitsentzie-
hungssache, die einer richterlichen Entscheidung bedarf (§ 30 Absatz 2 Satz 4 IfSG i. V. m. 
§§ 415 ff. des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit – FamFG). 

(2) Betroffene, die sich nicht an die behördlich angeordneten Isolationsmaßnahmen (insbeson-
dere häusliche Quarantäne) halten, können auf richterliche Anordnung zwangsweise in einem 
abgeschlossenen Teil eines Krankenhauses oder in einer sonstigen abgeschlossenen Einrich-
tung abgesondert werden. 

(3) Bei einer solchen richterlich angeordneten Quarantänemaßnahme liegt ein Leistungsaus-
schluss nach § 7 Absatz 4 Satz 2 SGB II vor. Die daraus resultierenden Regelungen und mögli-
che Erstattungsansprüche sind vergleichbar mit den bisherigen Regelungen bei Untersu-
chungsgefangenen. Der Leistungsausschluss gilt ab dem ersten Tag der Unterbringung. Dies 
betrifft alle Leistungen nach dem SGB II. Für bereits ausgezahlte Leistungen besteht grundsätz-
lich ein Erstattungsanspruch gegenüber der leistungsberechtigten Person. 

2.13.3 Übergang von Ansprüchen 
(1) Es kommt für bestimmte Ausnahmefälle ein übergegangener Anspruch nach § 33 SGB II 
i. V. m. § 56 IfSG in Betracht. 
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(2) Nach § 33 SGB II gehen Ansprüche gegen einen Anderen, der nicht Leistungsträger ist, auf 
die gE über, wenn bei rechtzeitiger Leistung des Anderen keine SGB II-Leistungen erbracht 
worden wären.  

(3) Hierunter können auch Entschädigungsansprüche nach § 56 IfSG fallen, da diese zu  
berücksichtigendes Einkommen darstellen. Die Leistungsträger nach dem IfSG (bei Arbeitneh-
mern in der Regel nach § 56 Absatz 5 IfSG der Arbeitgeber) sind keine Leistungsträger i. S. v. 
§ 12 SGB I. Demzufolge ergibt sich grundsätzlich auch kein Anspruch nach §§ 102 ff SGB X, 
sondern allenfalls nach übergegangenem Recht nach § 33 SGB II. 

(4) Allerdings bezieht sich der Anspruch nach § 56 IfSG nicht auf Sozialleistungen, sondern auf 
einen Verdienstausfall. Daher kommen nur sog. Erwerbsaufstocker*innen in Betracht, die einen 
Verdienstausfall haben. Indes tritt bei Arbeitnehmer*innen der Arbeitgeber hier in Vorleistung 
und zahlt den Lohn weiter. Demzufolge hat dann der Arbeitgeber auch den Entschädigungsan-
spruch gegen die nach § 56 IfSG zuständigen Rechtsträger. Nur, wenn der Arbeitgeber (rechts-
widrig) nicht in Vorleistung geht oder bei Selbständigen, kann sich ein Anspruch für die Betroffe-
nen ergeben, der dann auf die gE übergeht. Hierbei dürfte es sich um Ausnamefälle handeln, in  
denen höhere Alg II-Leistungen aufgrund weggefallenen Lohnes gezahlt werden müssten.  
Sofern nicht der Arbeitgeber die Entschädigung auszuzahlen hat, sind Anträge nach § 56  
Absatz 11 i. V. m. Absatz 5 IfSG innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Einstellung der 
verbotenen Tätigkeit oder dem Ende der Absonderung bei der zuständigen Behörde zu stellen. 
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2.14 Aktivierende Leistungen 
(1) Für die Teilnahme an einer Maßnahme im SGB II gilt Folgendes: 

1. 200320_COVID19_CF4_Zusammenfassung_der_bisherigen_Information_im_Kon-
text_arbeitsmarkpolitischer_Maßnahmen_VL21_20 

Die Information fasst die verschiedenen Regelungen und Impulse im Kontext arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen zusammen. Sie soll einen Überblick verschaffen, die we-
sentlichen Aussagen an einer Stelle bündeln und Ausblick auf die kommenden Schritte 
geben. 

2. 200323_COVID19_CF_Weisung_Vergütung_von_Maßnahmen_im_Kon-
text_CORONA_COVID_PAL37_20 

Mit der Weisung wird die Zahlungen für arbeitsmarktpolitische Maßnahmen SGB II und 
SGB III für den Zeitraum 16. März 2020 bis 31. März 2020 unter dem Vorbehalt einer 
Rückforderung geregelt. Die gemeinsamen Einrichtungen mussten diesen Rückforde-
rungsvorbehalt für ihre Zahlungen bis zum 24. März 2020 gegenüber den Maßnahmeträ-
gern erklären. Ein einheitlicher Mustertext wurde bereitgestellt. Mit dem Nachtrag zu die-
ser Weisung wurden weitere Informationen bereitgestellt. 

 

  

https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Info/200320_COVID19_CF4_Zusammenfassung_der_bisherigen_Information_im_Kontext_arbeitsmarkpolitischer_Massnahmen_VL21_20.aspx
https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Info/200320_COVID19_CF4_Zusammenfassung_der_bisherigen_Information_im_Kontext_arbeitsmarkpolitischer_Massnahmen_VL21_20.aspx
https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Weisung/200323_COVID19_CF_Weisung_Verguetung_von_Massnahmen_im_Kontext_CORONA_COVID_PAL37_20.aspx
https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Weisung/200323_COVID19_CF_Weisung_Verguetung_von_Massnahmen_im_Kontext_CORONA_COVID_PAL37_20.aspx
https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Weisung/200324_NACHTRAG_200323_COVID19_CF_Weisung_Verguetung_von_Massnahmen_im_Kontext_CORONA_COVID_PAL37_20.aspx
https://www.baintranet.de/Seiten/Corona/Regelungen/E-Mail-Weisung/200324_NACHTRAG_200323_COVID19_CF_Weisung_Verguetung_von_Massnahmen_im_Kontext_CORONA_COVID_PAL37_20.aspx
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2.15 Minderungen 
Die derzeitige Situation macht persönliche Anhörungen nach § 24 SGB X nicht möglich. Im Hin-
blick auf mögliche Leistungsminderungen (§§ 31, 31a, 31b, 32 SGB II) kann daher nicht ausge-
schlossen werden, dass ein wichtiger Grund und/oder eine unzumutbare Härte vorliegt. Bis auf 
weiteres erfolgen daher keine Leistungsminderungen. Das Meldeverfahren findet nicht statt. 
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2.16 Änderungen beim Kinderzuschlag (KiZ) 
(1) Für die Prüfung des vorrangigen Kinderzuschlags ist – statt an das Einkommen aus den 
letzten sechs Monaten vor Antragstellung – an das aktuelle Einkommen der Eltern im letzten 
Monat vor Antragstellung anzuknüpfen. Dies betrifft Anträge, die in der Zeit vom 1. April 2020 
bis zum 30. September 2020 eingehen. Für das Kindeseinkommen sind weiterhin die sechs 
Monate vor Antragstellung maßgeblich. 

(2) Zudem erfolgt für diese Anträge die befristete Aussetzung der Berücksichtigung des Vermö-
gens, um die Leistung noch besser und unbürokratischer zugänglich zu machen und um die  
aktuelle Notsituation abzufangen.  

(3) Außerdem werden die Bewilligungen von KiZ in sog. Bestandsfälle, bei denen der sechsmo-
natige Bewilligungszeitraum in der Zeit vom 1. April 2020 bis zum 30. September 2020 endet, 
einmalig von Amts wegen um weitere sechs Monate verlängert. Dies soll aber nur Fälle mit dem 
höchstmöglichen (Gesamt-)Kinderzuschlag erfassen., also Fälle, in denen pro Kind monatlich 
185 Euro gezahlt werden. 

(4) Weiterbewilligter KiZ ist in laufenden SGB II Fällen als Einkommen anzurechnen. 

(5) Sofern ein vorrangiger Anspruch auf KiZ festgestellt wird, ist im Sinne einer zeitnahen  
Sicherstellung des Lebensunterhalts aber regelmäßig in Vorleistung zu gehen, d. h. die Leistun-
gen nach dem SGB II sind zu bewilligen und es ist ein Erstattungsanspruch anzumelden. Dies 
gilt auch im Hinblick auf andere vorrangige Leistungen. 
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2.17 Prüfung der Erwerbsfähigkeit (§§ 44a SGB II) 
(1) Aufgrund der zurzeit herrschenden Pandemie besteht das Risiko, dass die Rentenversiche-
rungsträger Amtshilfeersuchen der gE nur mit zeitlicher Verzögerung bearbeiten können. 
 
(2) Wenn die Rentenversicherungsträger aufgrund von Amtshilfeersuchen die Erwerbsfähigkeit 
der dortigen Antragssteller*innen (§ 44a SGB II) prüfen, sind sie auf die Zulieferung von medizi-
nischen Unterlagen durch Dritte angewiesen. Durch die aktuellen Regelungen zur Vermeidung 
der Ausbreitung des Coronavirus kann es hier zu Verzögerungen kommen. 
 
(3) In diesen Fälle ist sicherzustellen, dass die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
durchgängig gezahlt werden. Unter Umständen ist ein Erstattungsanspruch anzumelden. 
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2.18 Automatisierter Datenabgleich nach § 52 SGB II 
 
Der automatisierte Datenabgleich nach § 52 SGB II wird weiterhin durchgeführt. Aufgrund der 
besonderen Umstände durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie (Umsetzung neuer  
gesetzlicher Vorgaben und Zunahme der Anzahl der Leistungsberechtigten bei gleichzeitiger 
Einschränkung der personellen Ressourcen) sind jedoch die Auswertung der Überschneidungs-
mitteilungen und die daraus resultierende weitere Prüfung vorerst bis zum 31. August 2020 als 
nicht prioritär zu betrachten. Von einer Überprüfung ist deshalb im Zeitraum vom 31. März 2020 
bis 31. August 2020 in der Regel abzusehen. Die Auswertung von bis zum 31. August 2020 vor-
liegenden Überschneidungsmitteilungen erfolgt insbesondere dann, sofern über einen Antrag 
auf Weiterbewilligung für Bewilligungszeiträume nach dem 31. August 2020 zu entscheiden ist 
oder nach dem 31. August 2020 eine weitere Überschneidungsmitteilung eingeht. 
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Anlage - Übersicht der Liquiditätshilfen zu Ziffer 2.4 
 
 
Bundesprogramm 

Corona-Soforthilfe für Kleinstunternehmen und Soloselbständige 

 

Landesprogramme 

Vorbemerkung: 

Sämtliche Länder haben mit dem Bund Verwaltungsvereinbarungen zur Umsetzung des o. g. 
Bundesprogramms geschlossen. Soweit die Länder danach das Bundesprogramm umsetzen, 
verbleibt es bei der Einkommensprivilegierung. 

Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Brandenburg 

Bremen 

Hamburg 

Hessen 

Mecklenburg-Vorpommern 

Niedersachsen (Kleine Unternehmen); (Kleinstunternehmen und Soloselbständige) 

Nordrhein-Westfalen 

Rheinland-Pfalz 

Saarland 

Sachsen 

Sachsen-Anhalt 

Schleswig-Holstein 

Thüringen (Wirtschaft); (Landwirtschaft); (gemeinnützige Einrichtungen und Organisatio-
nen) 

https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Artikel/Wirtschaft/Corona-Virus/unterstuetzungsmassnahmen-faq-04.html
https://wm.baden-wuerttemberg.de/de/service/foerderprogramme-und-aufrufe/liste-foerderprogramme/soforthilfe-corona/
https://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwi/Themen/Foerderprogramme/Dokumente/Soforthilfe_Corona/2020-04-16_Richtlinien_Soforthilfe_Corona.pdf
https://www.ibb.de/de/foerderprogramme/corona-zuschuss.html
https://www.ilb.de/de/pdf/richtlinie_1163308.pdf
https://www.bab-bremen.de/sixcms/media.php/24/Foerderrichtlinie_Corona_II_Bremen.pdf
https://www.ifbhh.de/api/services/document/2147
https://wirtschaft.hessen.de/sites/default/files/media/hmwvl/richtlinie_soforthilfe_corona_in_hessen_0.pdf
https://www.lfi-mv.de/export/sites/lfi/foerderungen/corona-soforthilfe/download-coronahilfe/Soforthilfeprogramm-Merkblatt-30032020.pdf
https://www.mw.niedersachsen.de/download/153901/Richtlinie_Corona-Soforthilfe_fuer_kleine_Unternehmen.pdf
https://www.mw.niedersachsen.de/download/153902/Richtlinie_Corona-Soforthilfe_Kleinstunternehmen_und_Soloselbstaendige.pdf
https://www.wirtschaft.nrw/nrw-soforthilfe-2020
https://isb.rlp.de/fileadmin/user_upload/Foerderprogramme/Corona-Soforthilfe/6_-_Verwaltungsvorschrift_Corona_Soforthilfen.pdf
https://corona.saarland.de/DE/service/downloads/_documents/wirtschaft/dld_richtlinie-soforthilfe.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.sab.sachsen.de/formulare/corona/vollzugshinweise-f%C3%BCr-soforthilfen.pdf
https://www.ib-sachsen-anhalt.de/fileadmin/user_upload/Dokumente/Wirtschaft/Corona-Soforthilfe_Richtlinie.pdf
https://www.ib-sh.de/fileadmin/user_upload/downloads/arbeitsmarkt_strukturfoerderung/corona-soforthilfe-zuschuss/richtlinie_soforthilfe_corona.pdf
https://www.aufbaubank.de/Foerderprogramme/Corona-Soforthilfe-2020#download
https://www.aufbaubank.de/Foerderprogramme/Corona-Soforthilfe-2020-Landwirtschaft#download
https://www.gfaw-thueringen.de/cms/getfile.php5?9046
https://www.gfaw-thueringen.de/cms/getfile.php5?9046
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